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Abschnitt |
Rechtsverhaltnisse und Verwaltung der VAK

§1
Zweck und Pflichtaufgaben

Die Versorgungsausgleichskasse hat die Lasten ihrer Mitglieder auszugleichen, die diesen durch die gesetzliche
Versorgung ihrer Bediensteten und deren Hinterbliebenen entstehen.

Die Versorgungsausgleichskasse hat insbesondere:

a) die Versorgungsbeziige an Bedienstete ihrer Mitglieder und deren Hinterbliebene, soweit Anspruch auf
Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundséatzen besteht, zu gewahren,

b) die von den Mitgliedern an Dritte zu erstattenden gesetzlichen Versorgungsanteile zu Gbernehmen,

c) die Nachversicherungsbeitrage an die gesetzlichen Rentenversicherungstrager, soweit sie auf Dienstzeiten von
Bediensteten ihrer Mitglieder entfallen, fir die Umlagen entrichtet worden sind, zu Gbernehmen,

d) die Leistungen zu ubernehmen, die ihre Mitglieder im Rahmen des Versorgungsausgleichs nach
Ehescheidungen von Bediensteten an die Versorgungs- und Rentenversicherungstrager zu erbringen haben,
und die Auskiinfte tber die Versorgung an Gerichte in Scheidungsfallen zu erteilen,

e) Erstattungs- und Ersatzanspriiche fiir die Mitglieder in Versorgungsfallen geltend zu machen,

f) die Mitglieder auf dem Gebiet des Beamten- und Beamtenversorgungsrechts zu beraten und

g) Altersgeld an ehemalige Bedienstete ihrer Mitglieder und deren Hinterbliebene zu gewahren.

§2
Freiwillige Aufgaben

Die Versorgungsausgleichskasse kann

a)

b)

die im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Bediensteten ihrer Mitglieder stehende Nachversicherung bei
den Rentenversicherungstragern mit Zustimmung des jeweiligen Mitglieds in dessen Namen durchfiihren,

Versorgungsbeziige oder Altersgeld im Auftrage von Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen
Rechts, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, gewahren,

Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsféllen und Heilfirsorge nach den beamtenrechtlichen Vorschriften oder
den ihnen entsprechenden Regelungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und an Versorgungsempfangerinnen
und Versorgungsempfanger gewahren, sofern das Mitglied oder die juristische Person des 6ffentlichen Rechts, flir
die die Versorgungsausgleichskasse auftragsweise tatig wird, dies beantragt und

Bezilige (Besoldungen, Vergutungen, Léhne) nach den beamtenrechtlichen und tarifrechtlichen oder den ihnen
entsprechenden Regelungen sowie Kindergeldleistungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewahren, sofern das
Mitglied oder die juristische Person des 6ffentlichen Rechts, fiir die die Versorgungsausgleichskasse auftragsweise
tatig wird, dies beantragt.

Die unter a) genannten Leistungen kann die VAK ebenfalls auftragsweise fur juristische Personen des &ffentlichen
Rechts erbringen, die nicht Mitglied der VAK sind. Fiir die unter Abs. 1 Buchstabe a) bis d) aufgeflihrten Leistungen ist
§ 12 entsprechend anzuwenden.

1)

2)

§3

Rechtsform

Die VAK ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts mit Dienstherrenfahigkeit. Sie ist berechtigt, das kleine
Landessiegel zu fuhren.

Die VAK hat ihren Sitz in Kiel.



§4

Geschiftsbereich

Der Geschéftsbereich der VAK umfasst das Land Schleswig-Holstein.

§5
Organe
Die Organe der VAK sind:
a) der Vorstand
b) der/die Vorsitzende
§6
Vorstand

1)

2)

3)

4)

9)

6)

Der Vorstand der VAK besteht aus sieben Mitgliedern. Je zwei Mitglieder werden vom Stadtebund Schleswig-
Holstein, Schleswig-Holsteinischen Landkreistag und Schleswig-Holsteinischen Gemeindetag benannt. Der
Stadtetag Schleswig-Holstein benennt ein Mitglied.

Fir jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu benennen. Bei der Ernennung der
Vorstandsmitglieder und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind Frauen und Manner jeweils halftig zu
berlcksichtigen.

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder sind ehrenamtlich tatig und an keine Weisungen gebunden. Zu
Mitgliedern des Vorstandes und zu stellvertretenden Mitgliedern kdnnen nur ernannt werden:

a) Beamtinnen und Beamte, die in einem aktiven Beamtenverhalinis zu einer Kérperschaft stehen, die Mitglied der
Versorgungsausgleichskasse und eines der in Absatz 1 genannten kommunalen Landesverbande ist,

b) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter und Kreistagsabgeordnete einer Korperschaft, die Mitglied der
Versorgungsausgleichskasse und eines der in Absatz 1 genannten kommunalen Landesverbéande ist, und

c) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in einem aktiven Beschaftigungsverhaltnis zu einem der in Absatz 1
genannten kommunalen Landesverbande stehen.

Die Vorstandsmitglieder und stellvertretenden Vorstandsmitglieder werden fir die Dauer von vier Jahren ernannt.
Sie scheiden vor Ablauf dieser Amtszeit aus:

a) mit Ablauf des Tages, an dem das aktive Beamtenverhaltnis endet,

b) mit dem Eintritt in den Dienst eines anderen Dienstherrn, der nicht Mitglied der Versorgungsausgleichskasse
ist,

c) mit dem Eintritt in den Dienst eines anderen Dienstherrn, der nicht Mitglied des kommunalen Landesverbandes
ist, durch den sie ernannt worden sind,

d) wenn sie als Gemeindevertreterin oder Gemeindevertreter oder Kreistagsabgeordnete oder
Kreistagsabgeordneter entsandt worden sind, mit dem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung oder dem
Kreistag der Kérperschaft, der sie zur Zeit der Ernennung angehért haben,

e) wenn sie als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eines kommunalen Landesverbandes ernannt worden sind, mit dem
Ausscheiden aus dem aktiven Beschaftigungsverhaltnis zu dem kommunalen Landesverband, bei dem sie zur
Zeit der Ernennung beschaftigt waren.

Die Mitgliedschaft im Vorstand ruht, solange gegen das Mitglied

a) ein auf Entfernung aus dem Amt gerichtetes Disziplinarverfahren eingeleitet und ihm in seinem Hauptamt die
Auslibung des Dienstes vorlaufig untersagt ist,

b) wegen eines Verbrechens oder Vergehens, das den Verlust der Fahigkeit zur Bekleidung &ffentlicher Amter
zur Folge haben kann, das strafgerichtliche Hauptverfahren lauft.

Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéaftsfiihrer nimmt an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme
teil.



7) Der Vorstand wird zu seinen Sitzungen durch seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden unter Angabe der
Tagesordnung einberufen. Die Einberufung muss unverziiglich erfolgen, wenn es drei seiner Mitglieder unter
Angabe des Grundes beantragen. Die Einladung ist, abgesehen von Ausnahmefallen, wenigstens 14 Tage vorher
zur Post zu geben. Wird die Ladungsfrist nicht eingehalten, ist die Dringlichkeit der Sitzung vom Vorstand
anzuerkennen. Der Vorstand kann seine Sitzungen auch als Videokonferenz oder Hybridsitzung durchfihren und
Beschlisse im Rahmen von Videokonferenzen oder Hybridsitzungen fassen.

8) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens vier seiner Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine
Beschlisse mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. Bei
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

9) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfahigkeit des Vorstandes zurtickgestellt worden und wird der Vorstand
zum zweiten Mal zur Verhandlung uber denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Ricksicht auf die Zahl
der Erschienenen beschlussféahig. Bei der Einladung zur zweiten Sitzung muss auf diese Bestimmung
ausdrucklich hingewiesen werden.

10)Die in den Vorstandssitzungen gefassten Beschllsse sind schriftlich niederzulegen und von dem Vorsitzenden
und einem Protokollfiihrer zu unterzeichnen.

11)Die Mitglieder des Vorstandes mit Ausnahme des Vorsitzenden erhalten ein Sitzungsgeld und
Fahrkostenerstattung.
§7
Aufgaben des Vorstandes

1) Dem Vorstand obliegt die Beschlussfassung Uber alle Angelegenheiten der VAK von grundsatzlicher
Bedeutung.

2) Der Vorstand beschlieflt insbesondere (ber:
a) den Erlass und die Anderung der Satzung,

b) die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen, soweit nicht die Geschaftsfiihrerin oder
der Geschéftsfiihrer nach § 9 Abs. 2 zustandig ist,

c) die Haushaltssatzung und den Umlagehebesatz
d) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresergebnisses,

e) 1.die Einstellung, Anstellung, Beférderung, Versetzung in den Ruhestand und Entlassung von Beamtinnen und
Beamten ab Besoldungsgruppe 12 BBesO,

2. die Einstellung, Héhergruppierung und Kiindigung von stéandigen Tarifbeschéaftigten ab Entgeltgruppe 12
TVOD,

f) die Richtlinien fir die Anlegung des Vermdgens,
g) die Vorschlage zu Gesetzen oder Verordnungen, die von grundlegender Bedeutung fiir die VAK sind,
h) die H6he des Sitzungsgeldes und der Fahrkostenentschadigung fiir die Vorstandsmitglieder.
3) Der Vorstand ist oberste Dienstbehérde.
§8
Die/der Vorsitzende
1) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes und seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter werden vom Vorstand
aus seiner Mitte fir die Dauer der Amtszeit als Vorstandsmitglied mit Stimmenmehrheit gewahlt. Bei

Stimmengleichheit entscheidet das Los.

2) Die oder der Vorsitzende des Vorstandes ist gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter der VAK. Sie oder
er ist Dienstvorgesetzte/r der Geschaftsfiihrerin oder des Geschéaftsfihrers.

3) Das Personal der VAK wird von der oder dem Vorsitzenden nach den Beschlissen des Vorstandes eingestellt,
ernannt und entlassen, soweit nicht der/die Geschaftsfuhrer/in nach § 9 Abs. 3 zusténdig ist.



4) Die oder der Vorsitzende erhalt eine monatliche Aufwandsentschadigung in der Hohe, wie sie hauptamtlichen
Blrgermeisterinnen oder Biirgermeistern in kreisangehérigen Gemeinden bis zu 20.000 Einwohnern gewahrt
werden kann.

§9
Geschaiftsfiihrerin oder Geschaftsfiihrer

1) Die Geschaftsfiihrerin bzw. der Geschéaftsfihrer leitet die Verwaltung der VAK. Sie/er hat die Beschliisse des
Vorstandes vorzubereiten und durchzufiihren. Die/der Geschaftsfiihrer/in erstattet alljahrlich einen schriftlichen
Jahresbericht mit den Ergebnissen des Jahresabschlusses.

2) Der Geschaftsfiihrerin bzw. dem Geschaftsfiihrer obliegt die Entscheidung Gber
a) die Stundung von Forderungen bis zu einem Betrag von bis zu 50.000 EUR
b) die Niederschlagung von Forderungen bis zu einem Betrag von 20.000 EUR
c) den Erlass von Forderungen bis zu einem Betrag von 2.500 EUR.

Eine Uber diese Betrage hinausgehende Entscheidung durch die Geschéftsfihrerin oder den Geschéaftsfuhrer ist
in dringenden Fallen méglich und bedarf der unverziiglichen nachtraglichen Genehmigung durch den Vorstand.

3) Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschaftsfihrer ist Dienstvorgesetzte/r der Beamtinnen und Beamten und
Tarifbeschaftigten. Sie/er ist nach Ma3gabe des Stellenplanes fiir die Einstellung, Ernennung und Entlassung des
Personals bis zur BesGr. A 11 BBesO bzw. der Entgeltgruppe 11 TV6D zustandig.

4) Eine Beamtin oder ein Beamter der VAK ist vom Vorstand zum/ zur Stellvertreter/in der Geschéaftsfiihrerin oder
des Geschéftsflhrers zu bestellen.

5) Die Geschaftsfiihrerin oder der Geschaftsfiihrer erhalt eine monatliche Aufwandsentschadigung. Sie betragt 50 %
der Aufwandsentschadigung der oder des Vorsitzenden.

§10
Aufsicht

Aufsichtsbehdrde flir die Versorgungsausgleichskasse ist das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein.

Abschnitt Il
Haushalts- und Finanzwirtschaft

§11
Haushaltswirtschaft

1) Auf die Wirtschaftsfiihrung der Versorgungsausgleichskasse finden die fir die Haushaltswirtschaft der
Gemeinden nach den Grundsatzen der doppelten Buchfilhrung geltenden Bestimmungen entsprechend
Anwendung. Abweichungen vom Produkt- und Kontenrahmen des Landes sowie von einzelnen Bezeichnungen
sind zuléssig. Uber weitere Abweichungen entscheidet die Aufsichtsbehérde im Einzelfall.

2) Die VAK hat fiir jedes Geschaftsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen und den durch Umlage zu beschaffenden
Finanzbedarf festzustellen. Die Haushaltssatzung ist im ,Amtlichen Anzeiger” - Beilage zum Amtsblatt fir
Schleswig-Holstein - 6ffentlich bekannt zu machen. Das Geschaftsjahr entspricht dem Haushaltsjahr
(Kalenderjahr) der Gemeinden.

3) Die VAK hat zum Schluss eines jeden Geschéftsjahres einen Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsétze
ordnungsmaRBiger Buchfiihrung zu erstellen und diesen ihren Mitgliedern mit einer Ubersicht iiber den Bestand der
Ricklagen und des sonstigen Vermégens in einem Geschéftsbericht bekannt zu geben. Die Frist fir die Zuleitung
des Geschaftsberichts wird auf den 30. September des auf das Geschéftsjahr folgenden Jahres festgelegt.

4) Zur Sicherstellung rechtzeitiger Leistungen sind liquide Mittel in Héhe von mindestens 15 % der Summe der
Jahresleistungen des Vorjahres gemafR Ergebnisrechnung vorzuhalten. Dabei bleiben die erstattungsweise
gezahlten Aufwendungen fir die Gewahrung der Versorgungs-, Bezlige-, Beihilfe- und Heilfirsorgeleistungen
unbericksichtigt.



1)

2)

3)

1)

2)

1)

2)

1)

2)

§12
Finanzierung der Aufgaben

Fiir die von der VAK gem. § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die
Versorgungsausgleichskasse der Kommunalverbande in Schleswig-Holstein vom 27.11.1992 (GVOBI. Schl.-H. S.
506) zu erfullenden Verpflichtungen einschlieflich der Verwaltungskosten und die zur Ansammlung von
Rucklagen erforderlichen Mittel werden jahrlich von den Mitgliedern Umlagen erhoben. Die Umlage wird durch
Anwendung des Umlagehebesatzes auf die Bemessungsgrundlage der Mitglieder berechnet. Der jahrliche
Umlagehebesatz ergibt sich nach MaRgabe der §§ 30 ff. der Satzung aus der Gegenuberstellung der
umlagefinanzierten Leistungen der VAK zu der Bemessungsgrundlage der Mitglieder.

Dienstleistungen und Aufgaben, die die VAK nach Absatz 1 nicht iber Umlagen finanziert oder fiir die dies nach
der Satzung ausdrucklich bestimmt ist, sind in voller Hohe zu erstatten. Werden Dienstleistungen fir
Nichtmitglieder erbracht, so werden nach Art und Zeitaufwand der Dienstleistung hierfiir Verwaltungskosten
erhoben. Uber die Hohe der Verwaltungskosten entscheidet der Geschéftsfiihrer. Auf die Dienstleistungen nach
Satz 1 sowie auf die Verwaltungskosten kdnnen jéhrlich im Vorwege Abschldge erhoben werden, die nach
Abschluss des Geschéftsjahres abgerechnet werden.

Sofern die VAK Leistungen aufgrund des Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrages an Dienstherrn auf3erhalb der
Umlagegemeinschaft erbringt oder von Dienstherren erhalt, flieRen diese nach MaRgabe der Entscheidung des
Vorstandes in die Bemessungsrundlage zur Berechnung der Umlagen ein.

§13
Riicklagen

Um haufige Schwankungen des Umlagesatzes zu vermeiden, ist eine Ergebnisriicklage zu bilden. Die Hohe der
Ergebnisriicklage richtet sich nach der Gemeindehaushaltsverordnung - Doppik.

Die Bezlgekasse bildet einen Sonderposten fiir den Gebihrenausgleich, der 10 % der Summe der
Jahresleistungen des Vorjahres gemal Ergebnisrechnung nicht lbersteigen darf. Sie bildet auRerdem eine
Ricklage gemaR § 13 a Abs. 1 dieser Satzung. Zur Leistung kiinftiger Pensionsverpflichtungen im eigenen Bereich
bildet die Bezligekasse eine gesonderte Pensionsriuckstellung zur Entlastung der Versorgungsausgaben.

§13a
Versorgungsriicklage

Das Sondervermégen Kommunaler Pensionsfonds (ehemals Versorgungsrucklage) ist zur schrittweisen
Entlastung von Versorgungsaufwendungen einzusetzen. Die einzelne Entnahme erfolgt auf der Grundlage der
Beschlusse des Vorstandes.

Fur die Bewirtschaftung des Sondervermdgens sind Anlagerichtlinien nach MalRgabe der gesetzlichen Vorschriften
des Landes Schleswig-Holstein vom Vorstand zu beschlieRen.

§14
Vermodgensanlage

Das Vermogen der VAK wird als Sondervermdgen gefiihrt. Es ist von dem allgemeinen Kassenvermdgen getrennt
zu halten und unter Wahrung der Anlagegrundsatze Sicherheit, Liquiditdt und Rentabilitdt nachhaltig anzulegen.
Die notwendigen Entscheidungen der laufenden Vermdgensverwaltung trift der Geschéaftsfuhrer.

Die Bewirtschaftung des Vermdgens erfolgt unter Beachtung der gemall § 7 Abs. 2 Buchst. f) zu erstellenden
Anlagerichtlinien, in die eine Liquiditatsplanung zu integrieren ist.

§15
Rechnungspriifungsverfahren

Die Uberortliche Prifung obliegt dem Landesrechnungshof. Eine Vorprifung der Jahresrechnung ist alljahrlich im
Einvernehmen mit dem Vorstand nach dem Rotationsverfahren durch die Rechnungsprifungsamter der Kreise und
kreisfreien Stadte als Grundlage fiir die Entlastung durch den Vorstand vorzunehmen.
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Abschnitt IlI
Mitgliedschaft in der Umlagegemeinschaft

§ 16
Pflichtmitglieder, freiwillige Mitglieder

Pflichtmitglieder der VAK sind die Gemeinden und Gemeindeverbande, Amter und kommunalen Zweckverbénde
in Schleswig-Holstein, soweit sie Bedienstete mit Anwartschaft auf Versorgung nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen beschaftigen. Sie kdnnen auf Antrag von der Mitgliedschaft befreit werden, wenn sie die Versorgung
ihrer Bediensteten anderweitig gesichert haben. Uber den Antrag entscheidet die Aufsichtsbehérde.

Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts mit Dienstherrenfahigkeit konnen als freiwillige
Mitglieder aufgenommen werden. Die Aufnahme setzt voraus, dass die Dienstbeziige und
Versorgungsanwartschaften der anzumeldenden Bediensteten nach beamtenrechtlichen Grundsatzen geregelt
sind.

Die kommunalen Landesverbadnde, der Kommunale Arbeitgeberverband Schleswig-Holstein, der Kommunale
Schadenausgleich ~ Schleswig-Holstein, die  Krankenhausgesellschaft ~ Schleswig-Holstein e.V., der
Tourismusverband  Schleswig-Holstein, der Verein zur Unterhaltung der Schleswig-Holsteinischen
Gemeindeverwaltungsschule e. V. und die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein sind berechtigt, freiwillige
Mitglieder der VAK zu werden.

§17
Beginn der Mitgliedschaft
Die Pflichtmitgliedschaft entsteht mit dem Eintritt ihrer Voraussetzungen.
Die freiwillige Mitgliedschaft beginnt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme.
§18
Aufnahmeverfahren fiir freiwillige Mitglieder
Dem Antrag auf Aufnahme als freiwilliges Mitglied sind beizufligen:

a) ein Nachweis der anmeldepflichtigen Bediensteten einschlieRlich aller, fir die Umlage-Festsetzung relevanten
Daten

b) Angaben Uber die geltenden Besoldungs- und Versorgungsvorschriften,

c) die Satzung der Korperschaft.
Uber die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Er kann fir die Mitgliedschaft mit Zustimmung der Aufsichtsbehérde
besondere Bedingungen vereinbaren.

§19
Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft

Das Mitglied kann friihestens nach zehnjahriger Mitgliedschaft aus der VAK durch Kiindigung zum Schluss eines
Geschéftsjahres ausscheiden. Die Kiindigung ist spatestens zwei Jahre vorher durch eingeschriebenen Brief zu
erklaren; die VAK kann eine kilrzere Kindigungsfrist zulassen.

Die VAK kann ihrerseits mit einer Frist von sechs Monaten zum Schluss eines Geschaftsjahres kiindigen, wenn
a) das Mitglied seine Verpflichtungen gegeniiber der VAK trotz wiederholter Aufforderung nicht erfillt hat,

b) bei ihm Umsténde eingetreten sind, die seiner Neuaufnahme entgegenstehen wirden.

Mit dem Zeitpunkt des Ausscheidens erlischt fir die VAK die Verpflichtung zur Gewahrung von Leistungen fir das
ausgeschiedene Mitglied und fir dieses die Verpflichtung zur Umlagezahlung an die VAK. Etwa riickstandige

Leistungen der VAK und des Mitglieds bleiben unberihrt. Eine Vermdgensauseinandersetzung findet nicht statt.

Zur Vermeidung besonderer Harten kann zwischen dem Vorstand und dem Mitglied eine von Abs. 3 abweichende
Regelung vereinbart werden.

Die VAK kann mit den kommunalen Landesverbanden zur Sicherstellung der Versorgungsanwartschaften und
zum Zwecke der Erfiillung der Versorgungsanspriiche ihrer angemeldeten Bediensteten und deren
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Hinterbliebenen nach Beschluss des Vorstandes der VAK abweichend von entgegenstehenden Bestimmungen
dieser Satzung eine Sonderregelung vereinbaren.

Ohne Kindigung erlischt die Mitgliedschaft, wenn der VAK Bedienstete und Versorgungsempfénger nicht mehr
angehdren.

§20
Rechtsbeziehung zu den Mitgliedern

Die Versorgungsausgleichskasse gewahrt ihre Leistungen an die Bediensteten und deren Hinterbliebene im
Namen des Mitglieds. Insoweit trifft sie auch im Namen des Mitglieds die notwendigen Entscheidungen und
vertritt das Mitglied in Rechtsstreitigkeiten. Satz 2 gilt nicht fir die Entscheidungen tber die Berlicksichtigung von
Zeiten als ruhegehaltfahige Dienstzeit aufgrund von Kannvorschriften sowie die Untersuchung und die
Entscheidung Uber die Anerkennung von Dienstunfallen.

Durch die Mitgliedschaft werden Rechte und Pflichten nur zwischen der Versorgungsausgleichskasse und den
Mitgliedern begriindet. Den Bediensteten und den Versorgungsempfangern der Mitglieder stehen Anspriiche
irgendwelcher Art gegen die Versorgungsausgleichskasse unmittelbar nicht zu, soweit nicht durch Gesetz oder
Satzung etwas anderes bestimmt ist.

Ein Anspruch auf Kassenleistungen ist nur gegeben, wenn das Mitglied die satzungsméaRig fallig gewesenen
Zahlungen geleistet hat.

Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend, soweit die Versorgungsausgleichskasse fiir Kérperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, tatig wird.

§ 21
Von der Mitgliedschaft erfasste Bedienstete, Meldung umlagerelevanter Informationen

Die Mitgliedschaft bezieht sich auf alle Beamten/innen der Mitglieder, soweit sie keine Ehrenbeamte/innen sind.
Beamte/innen im Sinne der Satzung sind auch Bedienstete, denen Versorgung nach beamtenrechtlichen
Grundsatzen zugesichert ist.

Die Anmeldepflicht bezieht sich auf alle Bediensteten, die unter Absatz 1 dieser Vorschrift fallen. Die Anmeldung
hat unverziglich nach Eintritt der Tatbestandsvoraussetzungen zu erfolgen. Der Anmeldung ist eine Kopie der
Ernennungsurkunde, der Nachweis liber die Aushandigung der Ernennungsurkunde und das Datum der
Aushandigung bzw. eine Kopie der Versetzungsverfligung oder des unterschriebenen Einstellungsvertrages mit
Ruhegehaltsberechtigung beizufiigen.

§ 22
Allgemeine Pflichten der Mitglieder
Nachstehende Informationen sind fiir die Erhebung der Umlage relevant und der VAK unverziglich mitzuteilen:

a) Anderung der Besoldungsgruppe oder der vertraglich vereinbarten ruhegehaltfahigen Beziige des Bediensteten
sowie ein Laufbahnwechsel,

b) die erstmalige Gewahrung und die Anderung von Amtszulagen bzw. ruhegehaltfahigen Zulagen,
c) die Bewilligung von Urlaub unter Wegfall der Dienstbezuige einschliellich der Elternzeit,

d) die Bewilligung und Anderung von Teilzeitbeschaftigung sowie die Herabsetzung der Arbeitszeit infolge
begrenzter Dienstfahigkeit oder Schwerbehinderung,

e)das Ausscheiden von Angehérigen aus der Beschaftigung bei einem Mitglied einschlieBlich der zur
Durchfiihrung der Nachversicherung erforderlichen Angaben.
Auf Anforderung ist Akteneinsicht zu gewahren und/oder sind die Angaben durch Nachweise zu belegen und auch
sonstige firr die Berechnung der Umlage erforderliche Angaben zu machen.

Mitglieder, fur deren Bedienstete die besoldungs- und beamtenrechtlichen Vorschriften nicht unmittelbar gelten,
sind verpflichtet, die Besoldung und Versorgung der zur VAK angemeldeten Bediensteten nach diesen Vorschriften
zu regeln.



§23
Regelung der Mitgliedschaft bei Umbildungen von Korperschaften

1) Die Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft gehen auf den Rechtsnachfolger eines Mitglieds uber, wenn dieser
ebenfalls Mitglied der VAK ist oder mit dem Zeitpunkt der Rechtsnachfolge die Mitgliedschaft erwirbt.

2) Treten die Bediensteten eines Mitglieds im Rahmen einer Kérperschaftsumbildung in den Dienst eines anderen
Mitglieds Uber oder werden (ibernommen, so gehen die Rechte und Pflichten der Mitgliedschaft mit dem Zeitpunkt
des Wechsels auf das Mitglied iber, in dessen Dienst die Bediensteten vom Zeitpunkt ihres Ubertritts oder ihrer
Ubernahme an stehen. Hiervon abweichende Regelungen kénnen vereinbart werden, soweit sie den
beamtenrechtlichen Vorgaben entsprechen und den Interessen der Solidargemeinschaft gerecht werden. Die
Entscheidung obliegt dem Vorstand.

3) Fir Versorgungsempfanger/innen gelten die Absatze 1 und 2 entsprechend.

Abschnitt IV
Leistungen der Umlagegemeinschaft der VAK

§24
Allgemeine Leistungen, Leistungsausschluss
1) Die VAK Ubernimmt fir ihre Mitglieder

a) nach MaR3gabe dieser Satzung die sich nach den fiir die Beamten/innen jeweils geltenden beamtenrechtlichen
Bestimmungen ergebenden Versorgungsleistungen,

b) die nach den Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung félligen Nachversicherungsbetrage, jedoch
nur fir Zeiten, in denen die/der Betreffende zur VAK angemeldet war und fiir die Umlagen gezahlt oder fiir die
Versorgungslastenbeitrage vereinnahmt worden sind,

c) Versorgungslastenbeteiligungen fir die der Umlagegemeinschaft angehdrenden Mitglieder aufgrund
gesetzlicher und staatsvertraglicher Regelungen,

d) Leistungen, die im Rahmen des nach Ehescheidungen stattfindenden Versorgungsausgleichs an die
Rentenversicherungstrager oder an die ausgleichsberechtigte Person zu erbringen sind. Wird die aufgrund
eines Versorgungsausgleichs vorzunehmende Kiirzung der Beamtenversorgung durch Einzahlung eines
Kapitalbetrages ganz oder teilweise abgewendet, so ist dieser Kapitalbetrag an die VAK abzufiihren.
Entsprechendes qilt flr von Versorgungstragern der ausgleichspflichtigen Person an die Mitglieder gezahlte
Kapitalbetrage fur den Ausgleichswert.

2) Nicht tbernommen werden
a) Leistungen, soweit sie unter Nichtbeachtung beamtenrechtlicher Vorschriften gewahrt werden,

b) Kann-Leistungen zugunsten einer/s Beamten/in, soweit die VAK zuvor nicht gehort wurde oder von ihrer
Auffassung abgewichen wurde,

c) Versorgung, wenn die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit erfolgt, ohne dass der VAK eine
Erklarung gem. § 26 Abs. 2 vorgelegt wurde,

d) Ruhegehalt wahrend des einstweiligen Ruhestandes,

e) Unterhaltsbeitrage, die im Disziplinarverfahren bewilligt werden,

f) Versorgung bei Abberufung aus dem Amt,

g) Ubergangsgeld mit Ausnahme des Ausgleichs an Feuerwehrbeamtinnen/Feuerwehrbeamte,
h) Sterbegeld fiir aktive Bedienstete,

i) Ersatz fir Sachschaden bei Dienstunfallen,

j) Kosten des Meldungs- und Untersuchungsverfahrens einschlief3lich der Kosten hierfiir erforderlicher arztlicher
Untersuchungen,



k) Altersgeldleistungen, die auf Beamtenzeiten beruhen, die auRerhalb der Umlagegemeinschaft erfolgten und fiir
die die VAK keine Leistung nach dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag erhalten hat.

§25
Auftragsleistungen, freiwillige Leistungen und Anspruchsverzichte

1) Die VAK kann auf Antrag eines Mitglieds Leistungen, die sie satzungsgemal nicht Ubernehmen muss,
auftragsweise gegen Erstattung vornehmen. § 12 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.

2) Die VAK kann aufgrund eines Beschlusses des Vorstandes zur Abwendung von Belastungen, zur Beilegung von
Streitigkeiten, zur Behebung von unbilligen Harten fur Mitglieder freiwillige Leistungen Ubernehmen oder auf
Anspruche verzichten, soweit dadurch der Ausgleich der Versorgungslasten nicht beeintrachtigt wird.

§ 26
Verfahren bei der Versetzung in den Ruhestand

1) Die VAK setzt die Versorgungsbeziige auf Antrag fest. § 22 Abs. 1 S. 2 gilt entsprechend.

2) Das Mitglied hat der VAK seine Absicht, einen Bediensteten wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand zu
versetzen, vor Feststellung der Dienstunfahigkeit mitzuteilen. Der Darlegung der Dienstunfahigkeit ist eine
Erklarung beizufiigen, dass in einem amtsarztlichen Zeugnis die dauernde Unféahigkeit der Beamtin bzw. des
Beamten, die Dienstpflichten zu erfiillen, attestiert worden ist.

§ 27
Verfahren bei Dienstunfallen

Das Mitglied hat jeden Dienstunfall unverzuglich nach Vordruck anzuzeigen und eine Unfallverhandlung vorzulegen.
Die Anerkennung des Unfalles als Dienstunfall ist nachzuweisen. In Zweifelsfallen sollte vor der Anerkennung eine
Abstimmung mit der VAK erfolgen.

§ 28
Versorgungsanteile eines Dritten

1) Ist ein Dritter kraft Gesetzes oder Vertrages einem Mitglied gegentuber verpflichtet, einen Anteil an der Versorgung
zu tragen, so ist dieser an die VAK abzufiihren. Entsprechendes gilt, wenn ein Versorgungsempfanger zur
Abwendung der Beriicksichtigung der Rente auf die Versorgungsbeziige Kapitalbetrage an den Dienstherrn leistet.

2) Ist ein Mitglied kraft Gesetzes oder aufgrund staatsvertraglicher Regelung verpflichtet, Anteile an der Versorgung
zu tragen, werden diese anteiligen Versorgungsleistungen von der VAK Ubernommen soweit sie auf Dienstzeiten
entfallen, fiir die Umlagen entrichtet wurden.

3) Abrechnungen nach dem Versorgungslastenteilungsstaatsvertrag fiihrt die VAK zentral fir ihre Mitglieder durch.
Die Verantwortung des Dienstherrn fiir die Umsetzung des Staatsvertrages sowie die Einhaltung der Grundsatze
der ordnungsgemafen Buchflihrung und Bilanzierung bleiben hiervon unberihrt.

§ 29
Schadenersatzanspriiche

Die Versorgungsausgleichskasse hat Erstattungs- und Ersatzanspriiche fir die Mitglieder in Versorgungs- und
Beihilfefallen bis zur Hohe ihrer Leistungsverpflichtung geltend zu machen. Insoweit trifft sie auch im Namen des
Mitglieds die notwendigen Entscheidungen und vertritt das Mitglied in Rechtsstreitigkeiten. Dies gilt entsprechend,
soweit die Versorgungsausgleichskasse fiir juristische Personen des offentlichen Rechts, die nicht Mitglieder der
Versorgungsausgleichskasse sind, und fir juristische Personen des privaten Rechts, an denen Gemeinden/Stadte,
Amter, Kreise oder Gemeindeverbande (berwiegend beteiligt sind oder sonstige Arbeitgeber, die Mitglied des
Kommunalen Arbeitgeberverbandes sind, tatig wird. § 12 Abs. 3 findet entsprechend Anwendung.
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Abschnitt V
Finanzierung der Versorgungslasten

§ 30
Bemessungsgrundlage der Umlageerhebung

Bemessungsgrundlagen fiir die Erhebung der Umlagen sind

1.die (tatsachlichen) ruhegehaltfahigen Beziige im Haushaltsjahr der bei dem Mitglied beschaftigten Angehdrigen
einschlieBlich der Beamtinnen/en im Vorbereitungsdienst,

2.die den Angehdrigen des Mitglieds im Haushaltsjahr gezahlten Versorgungsbeziige (brutto) nach Anwendung
der Ruhens-, Anrechnungs- und Kiirzungsregelungen am Stichtag.

Einer Beschaftigung beim Mitglied steht es gleich, wenn der Angehérige vom Mitglied beurlaubt, zu einem
anderen Dienstherrn abgeordnet oder bei einer anderen Einrichtung aufgrund einer Zuweisung nach § 20
BeamtStG oder eines Dienstleistungslberlassungsvertrags tatig ist. Bei mehreren Angehdrigen-Verhaltnissen ist
dasjenige maflgebend, aus dem die Besoldung gezahlt wird.

Die Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird pauschaliert. MalRgebend ist das Endgrundgehalt der
Besoldungsgruppe. Als Familienzuschlag wird der ehebezogene Teil (ohne Kinder) zugrunde gelegt. Zulagen
werden bericksichtigt, soweit sie nach den Vorgaben des Besoldungs- und Versorgungsrechts ruhegehaltfahig
sind. Die so ermittelten jahrlichen Bezlige ergeben die Bemessungsgrundlage. Bei privatrechtlich angestellten
Angehorigen mit ruhegehaltfahigen Entgelten gelten die Satze 1 bis 5 entsprechend. Stichtag ist der 31.12. des
Haushaltsjahres.

Die als Bemessungsgrundlage fur die Umlage heranzuziehenden umlagepflichtigen Leistungen der
Versorgungskasse werden bei einem Verhaltnis zwischen umlagepflichtigen Leistungen und umlagepflichtigen
Dienstbeziigen ab 0,40 (Faktor) um einen Vomhundertsatz erhoht.

Im Einzelnen gilt Folgendes

Faktor Zuschlag
0,40 bis 0,49 5v.H.
0,50 bis 0,59 15 v.H.
0,60 bis 0,69 25 v.H.
0,70 bis 0,79 35 v.H.
0,80 bis 0,89 45 v.H.
0,90 bis 0,99 55 v.H.
1,00 bis 1,24 65 v.H.
1,25 bis 1,49 80 v.H.
Uber 1,50 100 v.H.

Der Faktor ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen, Nachkommastellen fallen weg.

Mitglieder, bei denen Uber einen Zeitraum von 2 aufeinander folgenden Haushaltsjahren keine umlagepflichtigen
Dienstbezilige in die Bemessungsgrundlage mit einbezogen wurden, werden mit 250 v.H. der umlagepflichtigen
Leistungen des Mitglieds als Bemessungsgrundlage herangezogen. Satz 1 gilt nicht fiir Mitglieder, die aufgrund
von Kdrperschaftsumbildungen keine aktiven Bediensteten mehr beschéaftigen (kénnen).

Die Umlage wird durch Anwendung des Umlagehebesatzes auf die Bemessungsgrundlage der Mitglieder nach
Anwendung der Faktorklasse berechnet. Der jéhrliche Umlagehebesatz ergibt sich aus der Gegenlberstellung
der Leistungen der VAK einschlieBlich der fiir die Leistungserbringung aufzuwendenden Mittel zu der
Bemessungsgrundlage der Mitglieder.

§ 31
Erweiterte Umlagepflicht fiir Beamte/innen auf Zeit

Sofern eine Beamtin oder ein Beamter auf Zeit vor Ablauf einer Amtszeit von 15 Jahren in den Ruhestand tritt,
werden ihre bzw. seine umlagepflichtigen Bezlige bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage bzw. der
Faktorklasse solange weiter berlicksichtigt, bis der Zeitraum von 15 Jahren erfiillt ist. Auf die 15 Jahre sind
umlagepflichtige Zeiten in einem Laufbahnverhaltnis nicht anzurechnen.
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§32
Wegfall oder ErmaBigung der Umlage

Bei teilzeitbeschéftigten Beamtinnen/en und begrenzt dienstfahigen Angehdrigen wird die Umlage entsprechend
dem Mal der Ruhegehaltfahigkeit der Dienstzeit festgesetzt.

Bei Beurlaubungen entféllt die Umlage, es sei denn die Zeit der Beurlaubung ist ruhegehaltfahig; das Gleiche gilt
fir Angehorige, deren Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhaltnis wegen Annahme der Wahl in das
Europaische Parlament, in den Deutschen Bundestag oder in ein Landesparlament ruhen und fiir Angehdérige, die
in ein Ministeramt auf Bundes- oder Landesebene berufen werden.

§33
Beginn der Umlagepflicht

Mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der erstmaligen Berufung in das Beamtenverhaltnis bzw. mit der
Zusicherung der Anwartschaft auf beamtenrechtliche Versorgung erfolgt die Einbeziehung in die
Bemessungsgrundlage des jeweiligen Mitglieds.

Die Umlage wird fiir volle Monate erhoben. Veranderungen im Laufe eines Monats werden im Bereich der aktiven
Bediensteten mit dem 1. des folgenden Monats wirksam.

§34
Festsetzung der Umlage und Falligkeit

Die Festsetzung der Umlage erfolgt auf der Grundlage der Jahresliste, die den Mitgliedern zum 31.10. des
Haushaltsjahres zugestellt wird. Die Richtigkeit der Jahresliste ist von den Mitgliedern innerhalb 1 Monats zu
Uberprifen und an die VAK zurtickzusenden. Die sachliche Richtigkeit ist zu bestatigen.

Die endgiiltige Umlagefestsetzung erfolgt bis zum 15.02. des auf das abzurechnende Haushaltsjahr folgenden
Jahres.

Bis zur endgiiltigen Umlagefestsetzung sind von den Mitgliedern Vorauszahlungen zu leisten. Die Hebetermine fiir
die Vorauszahlungen werden in der Haushaltssatzung festgesetzt. Grundlage der Vorauszahlungen ist die den
Mitgliedern gemaR Abs. 1 Ubersandte Jahresliste.

Kommt ein Mitglied seiner Verpflichtung zur unverziglichen Meldung umlagerelevanter Veranderungen nicht nach,
so kann der Umlagefestsetzung bzw. der Festsetzung der Vorauszahlungen eine Schatzung zugrunde gelegt
werden. Ergibt sich zu einem spateren Zeitpunkt, dass die Umlage zu niedrig festgesetzt war, so ist der
Unterschiedsbetrag nachzuzahlen. Abs. 5 bleibt unberihrt. Wurden aufgrund der Schatzung zu hohe Umlagen
festgesetzt, so erfolgt die Ruckzahlung im Rahmen der nachsten Umlagefestsetzung.

Kommt ein Mitglied seiner Verpflichtung zur unverziglichen Meldung umlagerelevanter Veranderungen nicht nach
und verzogert sich hierdurch die Umlagefestsetzung bzw. die Festsetzung der Vorauszahlungen, wird ein
Verspatungszuschlag in Hohe der Verzugszinsen erhoben.

Gehen Umlagen und Vorauszahlungen nach dem Zeitpunkt der Falligkeit ein, wird ein SGumniszuschlag in Hohe
der Verzugszinsen erhoben. Der Saumniszuschlag ist unabhangig davon zu entrichten, ob das Mitglied ein
Verschulden an der verspateten Zahlung trifft.

Die Hohe der Verzugszinsen wird in der Haushaltssatzung festgesetzt.

Wird festgestellt, dass die der Umlageberechnung zugrunde gelegten Bemessungsgrundlagen zu hoch oder zu
niedrig bemessen waren, so steht dem Mitglied der Anspruch auf Riickzahlung der Uberzahlten und der VAK der
Anspruch auf Nachzahlung der zu wenig gezahlten Umlagen zu. Dies gilt nicht, wenn die umlagepflichtigen Dienst-
oder Versorgungsbezlige sich aufgrund gesetzlicher Vorschriften verandern.

Der Zeitraum, fir welchen Nach- oder Rickzahlungen geltend gemacht werden kénnen, wird auf die der
Feststellung vorangehenden 5 Haushaltsjahre begrenzt.
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Abschnitt VI
Beihilfekasse

§35
Allgemeines

Die Versorgungsausgleichskasse gewahrt Beihilfen und Heilflirsorgeleistungen auf der Grundlage der
Beihilfeverordnung und der Heilflirsorgeverordnung des Landes Schleswig-Holstein oder der ihnen
entsprechenden Regelungen an Bedienstete und an Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger,
sofern das Mitglied oder die juristische Person des 6ffentlichen Rechts, fir die die Versorgungsausgleichskasse
auftragsweise tatig wird, dies beantragen. Dies gilt auch flr juristische Personen des privaten Rechts, an denen
Gemeinden/Stadte, Amter, Kreise oder Gemeindeverbande liberwiegend beteiligt sind oder sonstige Arbeitgeber,
die Mitglied des Kommunalen Arbeitgeberverbandes sind. Darliber hinaus ist die Beihilfekasse berechtigt, fiir ihre
Mitglieder Arzneimittelrabatte fir rabattfahige Arzneimittel nach dem Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz
(AMNOG) und dem Gesetz liber Rabatte fiir Arzneimittel (AMRabG) geltend zu machen.

Diese Leistungen werden im Namen des Mitgliedes gewahrt. Die Versorgungsausgleichskasse trifft auch im Namen
des Mitgliedes die notwendigen Entscheidungen und vertritt das Mitglied in Rechtsstreitigkeiten.

Die Mitglieder sind verpflichtet, der Versorgungsausgleichskasse die fur die rechtmaRige Festsetzung der
Beihilfen und Heilfursorgeleistungen erforderlichen Auskiinfte und personenbezogenen Daten zu Gibermitteln. Die
Versorgungsausgleichskasse darf die personenbezogenen Daten ausschliellich zur rechtmafigen Erfillung ihrer
Aufgaben weiterverarbeiten.

Die Ubernahme der Beihilfen und Heilfiirsorgeleistungen ist regelméRig auf den Beginn eines Haushaltsjahres
schriftlich zu beantragen. Abweichend hiervon kann die Beihilfegewahrung nach vorheriger Absprache zu einem
anderen Zeitpunkt durch die VAK Gbernommen werden. Die Entscheidung hierliber obliegt dem Geschaftsfiihrer.
Aufwendungen, die vor der Ubernahme entstanden sind, werden bei der Leistungsgewéhrung durch die
Versorgungsausgleichskasse nicht beriicksichtigt. Die Ubernahme der Gewahrung der Beihilfen und
Heilfirsorgeleistungen kann vom Mitglied unter Einhaltung einer dreimonatigen Frist zum Schluss eines
Haushaltsjahres, jedoch friihestens nach Ablauf von 5 Jahren seit der Ubernahme, durch schriftliche Kiindigung
beendet werden. Aufwendungen, die bis zur Beendigung der Zugehorigkeit zur Beihilfekasse der
Versorgungsausgleichskasse entstanden sind sowie laufende Rechtsstreitigkeiten werden von der
Versorgungsausgleichskasse abgewickelt.

Die Antrage auf Beihilfen sind von der/ dem Beihilfeberechtigten unmittelbar bei der Beihilfekasse der
Versorgungsausgleichskasse einzureichen.

Die Absatze 1 bis 5 gelten entsprechend, soweit die Versorgungsausgleichskasse fir die Koérperschaften,
Stiftungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechtes, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, tatig
wird.

§ 36
Ausgleich der Aufwendungen

Die von der Versorgungsausgleichskasse gezahlten Beihilfeleistungen sind von den Mitgliedern monatlich zu
erstatten. Mitglieder mit Beihilfeabldseversicherung erhalten monatlich die zur Abrechnung mit der Versicherung
erforderlichen Daten Gbermittelt.

Fir Heilfursorgeleistungen sind im Voraus vierteljahrlich Teilbetrédge von je einem Viertel der fiir jedes Mitglied zu
erwartenden Aufwendungen zu leisten. Bemessungsgrundlage der zu erhebenden Teilbetrage sind die bis zum 1.
Oktober des vorangegangenen Jahres gezahlten Heilflrsorgeleistungen zuziiglich zu erwartender
Kostensteigerungen. Die endgiiltige jahresweise Abrechnung erfolgt im ersten Quartal des Folgejahres.

Zur Deckung der durch die Dienstleistung der Beihilfe- und Heilflirsorgegewahrung entstehenden
Verwaltungskosten wird ein Verwaltungskostenersatz erhoben, der mit den Teilbetragen angefordert wird. Der
Kostenersatz ist im Lastschriftverfahren oder im Erstattungswege monatlich vorzunehmen.

Aufwendungen fur Sachverstandigen-, Gerichts-, Anwalts- und &hnliche Kosten einschliellich der hiermit
verbundenen Nebenkosten werden dem Mitglied im Bedarfsfall verursachungsgerecht zugeordnet und bleiben bei
der Kalkulation der Verwaltungskosten unbericksichtigt.

Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir Kérperschaften, Stiftungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechtes, fiir
die die Versorgungsausgleichskasse auftragsweise tatig wird. Bei der Hohe der zu erhebenden Verwaltungskosten
kénnen fir die Nichtmitglieder der Versorgungsausgleichskasse Zuschlage zum Ausgleich fir die
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Inanspruchnahme der  vorhandenen personellen und sachlichen Mittel erhoben werden.

Im Weiteren gelten die fir die Erhebung der allgemeinen Umlage der Versorgungsausgleichskasse geltenden
Bestimmungen der Satzung entsprechend.

Abschnitt VII
Beziigekasse

§ 37
Allgemeines

Die Versorgungsausgleichskasse gewahrt die Beziige (Besoldungen, Vergitungen, Lohne) nach den
beamtenrechtlichen und den tarifrechtlichen Regelungen sowie Kindergeldleistungen an Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, sofern das Mitglied oder die juristische Person des 6ffentlichen Rechts, fiir die die
Versorgungsausgleichskasse auftragsweise tatig wird, dies beantragt.

Diese Leistungen werden im Namen des Mitgliedes gewahrt. Die Versorgungsausgleichskasse trifft auch im Namen
des Mitgliedes die notwendigen Entscheidungen und vertritt das Mitglied in Rechtsstreitigkeiten.

Die Mitglieder sind verpflichtet, der Versorgungsausgleichskasse die fiir die rechtmaflige Festsetzung und
Auszahlung der Beziige und Kindergeldleistungen erforderlichen Auskinfte und personenbezogenen Daten zu
Ubermitteln. Die Versorgungsausgleichskasse darf die personenbezogenen Daten ausschlieRlich zur rechtmafigen
Erflllung ihrer Aufgaben weiterverarbeiten.

Der Antrag auf Ubernahme der Leistungen soll der Versorgungsausgleichskasse regelméRig spatestens sechs
Monate vor Ubernahme der Dienstleistungen vorliegen. Aufwendungen, die vor der Ubernahme entstanden sind,
werden bei der Leistungsgewahrung durch die Versorgungsausgleichskasse nicht beriicksichtigt. Der Vorstand der
Versorgungsausgleichskasse kann Ausnahmen zulassen. Die Ubernahme der Gewahrung der Beziige und der
Kindergeldleistungen kann vom Mitglied unter Einhaltung einer zwdlfmonatigen Frist zum Schluss eines
Kalenderjahres, jedoch frilhestens nach Ablauf von fiinf Jahren seit der Ubernahme durch schriftliche Kiindigung
beendet werden. Das Mitglied ist verpflichtet, Aufwendungen, die der Versorgungsausgleichskasse durch die
Kindigung entstehen sollten, auszugleichen. Laufende Rechtsstreitigkeiten, die bis zur Beendigung der
Zugehdrigkeit zur Bezlgekasse der Versorgungsausgleichskasse entstanden sind, werden von der
Versorgungsausgleichskasse abgewickelt.

Soweit die Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse die fir die Leistungsgewahrung erforderlichen Antrage und
Unterlagen nicht direkt zuleiten, werden diese von den Leistungsempfangerinnen und —empfangern unmittelbar der
Bezligekasse der Versorgungsausgleichskasse ubermittelt.

Die Absatze 1 bis 5 gelten entsprechend, soweit die Versorgungsausgleichskasse fir Kdrperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, tatig wird.

§ 38
Ausgleich der Aufwendungen

Die der Bezligekasse der Versorgungsausgleichskasse durch die Erbringung der Leistungen entstehenden
Aufwendungen und Zahlungen sind durch die Mitglieder der Beziligekasse zu erstatten. Die erforderlichen
Finanzmittel mussen der Versorgungsausgleichskasse im Voraus so rechtzeitig vor Falligkeit zur Verfiigung gestellt
werden (Bankabruf), dass eine ordnungsgemalie Leistungserbringung gewahrleistet ist. Im Falle des Verzuges ist
die Versorgungsausgleichskasse nicht zur Leistung verpflichtet. Erhéhte, vom Mitglied zu vertretende
Sonderaufwendungen werden diesem zugerechnet und sind unverziglich zu erstatten.

Der notwendige Verwaltungskostenersatz wird anhand der tatsachlichen Aufwendungen ermittelt. Flr die hierbei
zu berucksichtigenden Versorgungsanwartschaften der Beamtinnen und Beamten wird eine angemessene
Pensionsriickstellung gebildet. Uber den Verwaltungskostenersatz beschlie3t der Vorstand.

Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit die Versorgungsausgleichskasse fur Kérperschaften, Anstalten
und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, tatig wird. Bei
der Hohe der zu erhebenden Verwaltungskosten kénnen fiir die Nichtmitglieder der Versorgungsausgleichskasse
Zuschlage zum Ausgleich fiir die Inanspruchnahme der vorhandenen personellen und sachlichen Mittel erhoben
werden.

Im Weiteren gelten die fir die Erhebung der allgemeinen Umlage der Versorgungsausgleichskasse geltenden
Bestimmungen der Satzung entsprechend.



Abschnitt VIII
Satzungsanderungen, SchlieBung und Auflésung der VAK

§39
Satzungsanderungen

1) Beabsichtigte Satzungsanderungen sind den Vorstandsmitgliedern mit der Tagesordnung bekanntzugeben.
Beschlisse Uber Satzungsanderungen erfordern eine Mehrheit von zwei Dritteln der Vorstandsmitglieder.

2) Satzungsanderungen bediirfen der Genehmigung der Aufsichtsbehérde und sind im Amtlichen Anzeiger fir
Schleswig-Holstein zu verdffentlichen.

§ 40
SchlieBung und Auflésung der VAK

1) Die SchlieBung oder Aufldsung der VAK kann nur durch Gesetz auf Beschluss des Vorstandes nach Anhdrung
der kommunalen Landesverbande erfolgen.

2) Beschlisse uber die SchlieRung oder Auflésung der VAK bedirfen einer Mehrheit von zwei Dritteln aller
Vorstandsmitglieder.

3) Die Schlielung der VAK hat zur Folge, dass neue Mitglieder nicht mehr aufgenommen werden. Die Abwicklung
erfolgt nur fir die zur Zeit der SchlieBung der VAK angehdrenden Bediensteten und Versorgungsempfanger. Fir
Umlageerhebung und Leistungen gelten die Satzungsbestimmungen zum Zeitpunkt der SchlieBung.

4) Wird die Auflésung der VAK beschlossen, so ist zugleich Uber die Verwendung eines nach Erfillung séamtlicher
Verbindlichkeiten der VAK verbleibenden Vermdgensrestes zu beschliel3en.

. Abschnitt IX
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ M
Inkrafttreten der Satzung

1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2012 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung vom
19. Februar 1959 (Amtsbl. Schl.-H. S. 202) mit allen Nachtragen aul3er Kraft.

2) Alle Leistungsanspriche richten sich vom 1. Januar 2012 ab nach dieser Satzung. Anspriiche, die nach bisherigen
Satzungsbestimmungen geregelt oder festgesetzt worden sind, bleiben unverandert.
§ 42
Durchfiihrungsbestimmungen und Verwaltungsrichtlinien

Die  Geschéftsfuhrerin/der  Geschéftsfuhrer der VAK kann mit Zustimmung des Vorstandes
Durchfiihrungsbestimmungen und Verwaltungsrichtlinien zu dieser Satzung erlassen.

Kiel, den 08.12.2011

Versorgungsausgleichskasse
der Kommunalverbande in Schleswig-Holstein

Schulz
Vorsitzender des Vorstandes



Anhang

Anderungsverzeichnis

Anderungen der Satzung in der Fassung vom 1. Januar 1980 (Amtsbl. Schl.-H. S. 227) in der Reihenfolge
der Nachtragssatzungen:

Anderung Wirksamkeitsdatum Fundstelle

1. Nachtragssatzung 01. Januar 1983 Amtsbl. Schl.-H. 1983 S. 101

2. Nachtragssatzung 11. Sept. 1984 Amtsbl. Schl.-H. 1984 S. 364

3. Nachtragssatzung 17. Juli 1990 AAz. Schl.-H. 1990 S. 167

4. Nachtragssatzung 30. Juli 1991 AAz. Schl.-H. 1991 S. 231

5. Nachtragssatzung 08. Juni 1993 AAz. Schl.-H. 1993 S. 188

6. Nachtragssatzung 25. Okt. 1994 AAz. Schl.-H. 1994 S. 337

7. Nachtragssatzung 19. Dez. 1995 AAz. Schl.-H. 1995 S. 325

8. Nachtragssatzung 17. Dez. 1996 AAz. Schl.-H. 1996 S. 413

9. Nachtragssatzung 29. Dez. 1998 AAz. Schl.-H. 1998 S. 454
10. Nachtragssatzung 01. Januar 2000 AAz. Schl.-H. 2000 S. 422
11. Nachtragssatzung 02. Marz 2004 Amtsbl. Schl.-H. 2004 S. 194
12. Nachtragssatzung 07. August 2007 Amtsbl. Schl.-H. 2007 S. 724
13. Nachtragssatzung 17. Juni 2008 Amtsbl. Schl.-H. 2008 S. 62
14. Nachtragssatzung 01. Januar 2011 Amtsbl. Schl.-H. 2011 S.98
Neufassung der Satzung 01. Januar 2012 Amtsbl. Schl.-H. 2011 S. 935

1. Nachtragssatzung 24. April 2012 Amtsbl. Schl.-H. 2012 S. 488

2. Nachtragssatzung 20. Juni 2013 Amtsbl. Schl.-H. 2013 S. 594

3. Nachtragssatzung 14. Januar 2016 Amtsbl. Schl.-H. 2016 S. 90

4. Nachtragssatzung 01. Januar 2020 Amtsbl. Schl.-H. 2020 S. 247

5. Nachtragssatzung 08. Dezember 2020 Amtsbl. Schl.-H. 2020 S. 1658

(Ausnahme § 36 1. Januar 2021)
6. Nachtragssatzung 01. Januar 2021 Amtsbl. Schl.-H. 2021 S. 497
7. Nachtragssatzung 30.November 2021 Amtsbl. Schl.-H. 2021 S. 1848




Gesetz liber die Versorgungsausgleichskasse der Kommunalverbande in Schleswig-Holstein
vom 30. Mai 1949 (GVOBI. S-H S. 114), i. d. F. vom 22.03.2012 (GVOBI. S-H S. 371), geandert durch
Art. 7 Haushaltsbegleitgesetz 2019 vom 12.12.2018 (GVOBI. S-H S. 896), zuletzt gedndert durch
Art. 4 des Gesetzes zur Regelung der Finanzanlagestrategie Nachhaltigkeit in Schleswig-Holstein
(FINISHG) vom 02.12.2021 (GVOBI. S-H S. 1349)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkiindet wird:

§1

Unter der Bezeichnung ,Versorgungsausgleichskasse der Kommunalverbande in Schleswig-Holstein® wird
eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts mit dem Sitz in Kiel errichtet. Sie besitzt Dienstherrenfahigkeit
im Sinne der beamtenrechtlichen Vorschriften.

§2

(1) Die Versorgungsausgleichskasse hat die Lasten ihrer Mitglieder auszugleichen, die diesen durch die
gesetzliche Versorgung ihrer Bediensteten und deren Hinterbliebenen entstehen.

(2) Die Versorgungsausgleichskasse hat insbesondere

1. die Versorgungsbeziige an Bedienstete ihrer Mitglieder und deren Hinterbliebene, soweit Anspruch
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsatzen besteht, zu gewahren,

2. die von den Mitgliedern an Dritte zu erstattenden gesetzlichen Versorgungsanteile zu ibernehmen,

3. die Nachversicherungsbeitrage an die gesetzlichen Rentenversicherungstrager, soweit sie auf
Dienstzeiten von Bediensteten ihrer Mitglieder entfallen, fir die Umlagen entrichtet worden sind, zu
Uubernehmen,

4. die Leistungen zu Ubernehmen, die ihre Mitglieder im Rahmen des Versorgungsausgleichs nach
Ehescheidungen von Bediensteten an die Rentenversicherungstrager zu erbringen haben, und die
Auskiinfte Uber die Versorgung an Gerichte in Scheidungsfallen zu erteilen,

5. Erstattungs- und Ersatzanspriiche fiir die Mitglieder in Versorgungsfallen geltend zu machen und
6. die Mitglieder auf dem Gebiet des Beamten- und Beamtenversorgungsrechts zu beraten.
(3) Die Versorgungsausgleichskasse kann ferner als Teil 6ffentlich-rechtlicher Personalverwaltung

1. die im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Bediensteten ihrer Mitglieder stehende
Nachversicherung bei den Rentenversicherungstragern mit Zustimmung des jeweiligen Mitglieds in
dessen Namen durchfihren,

2. Versorgungsbeziige im Auftrage von Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des offentlichen
Rechts, die nicht Mitglieder der Versorgungsausgleichskasse sind, gewahren,

3. Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfallen und freie Heilfirsorge nach den beamtenrechtlichen
Vorschriften oder den ihnen entsprechenden Regelungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und an
Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfanger gewahren,

4. Bezuge (Besoldungen, Vergitungen, Léhne) nach den beamtenrechtlichen und tarifrechtlichen oder
den ihnen entsprechenden Regelungen und Kindergeldleistungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gewahren sowie weitere erganzende Aufgaben (zum Beispiel Personalkostenhochrechnung,
Reisekostenabrechnung) durchfiihren, sofern das Mitglied oder die Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung
des offentlichen Rechts, fir die die Versorgungsausgleichskasse auftragsweise tatig wird, dies
beantragt.



(4) Fur die Erfullung der Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 erhebt die Versorgungsausgleichskasse
Umlagen von den Mitgliedern und Verwaltungskostenbeitrdge von den Nichtmitgliedern, in deren
Auftrag die Versorgungsausgleichskasse tatig wird.

(5) Nahere Einzelheiten tiber den Umfang der Leistungen der Versorgungsausgleichskasse, die Umlagen
der Mitglieder und die Verwaltungskostenbeitrdage der Nichtmitglieder regelt die
Versorgungsausgleichskasse durch Satzung, die der Genehmigung des Innenministeriums bedarf.

(6) Die Versorgungsausgleichskasse gewahrt die Leistungen an die Bediensteten und deren
Hinterbliebene im Namen des Mitglieds. Insoweit trifft sie auch im Namen des Mitglieds die
notwendigen Entscheidungen und vertritt das Mitglied in Rechtsstreitigkeiten. Satz 2 gilt nicht fir die
Entscheidung Uber die Beriicksichtigung von Zeiten als ruhegehaltfahige Dienstzeit aufgrund von
Kannvorschriften sowie die Untersuchung und die Entscheidung Uber die Anerkennung von
Dienstunfallen. Die Satze 1 bis 3 gelten entsprechend, soweit die Versorgungsausgleichskasse flr
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts, die nicht Mitglieder der
Versorgungsausgleichskasse sind, tatig wird.

§2a

Wird ein Mitglied oder ein Teil eines Mitglieds oder eine Koérperschaft, Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen
Rechts, fur die die Versorgungsausgleichskasse nach § 2 Abs. 3 Nr. 3 auftragsweise tatig wird, in eine
juristische Person des Privatrechts umgewandelt, kann das Auftragsverhaltnis im Einvernehmen der
Beteiligten in dem bisherigen Umfang fortgefiihrt werden.

§2b

Soweit es zur rechtmafRigen Erfillung der Aufgaben nach § 2 einschlieBlich der Berechnung und
Festsetzung von Umlagen der Mitglieder und Verwaltungskostenbeitragen von Nichtmitgliedern
erforderlich ist, ist es zulassig, dass die Mitglieder und Nichtmitglieder personenbezogene Daten ihrer
Bediensteten und deren Hinterbliebener an die Versorgungsausgleichskasse Ubermitteln. Die
Versorgungsausgleichskasse darf die personenbezogenen Daten ausschliel3lich zur rechtmaRigen
Erflllung ihrer Aufgaben weiterverarbeiten.

§2c

(1) Fir Finanzanlagen der Versorgungsausgleichskasse gilt das Gesetz zur Finanzanlagestrategie
Nachhaltigkeit in Schleswig-Holstein vom 2. Dezember 2021 (GVOBI. Schl.-H. S. 1349). Der Vorstand
beschliel’t hierzu Kapitalanlage-Richtlinien.

(2) Fur die Mittel des Sondervermdgens ,Kommunaler Pensionsfonds®, in dem die
Versorgungsausgleichskasse die bislang nach § 18 des Besoldungsgesetzes Schleswig-Holstein
angesparte Versorgungsrucklage gemaf § 2 Absatz 5 des Versorgungsfondsgesetzes (VersFondsG
S-H) vom 14. Marz 2017 (GVOBI. Schl.-H. S. 137) weiterfiihrt, gelten §§ 3 Absatz 2 bis 4, 4 Absatz 2
Satz 1 und 2 und 12 Absatz 1 und 2 VersFondsG S-H entsprechend. Die Mitglieder des
Anlageausschusses werden durch den Vorstand der Versorgungsausgleichskasse benannt. Weitere
Dienstherren kénnen sich auf Basis gesonderter Beteiligungsvereinbarung an dem Sondervermégen
beteiligen. Das Nahere regelt die Satzung.

§3

(1) Der Versorgungsausgleichskasse gehéren alle Gemeinden und Gemeindeverbénde, Amter und
kommunalen Zweckverbande als Mitglied an, soweit sie Bedienstete mit Anspruch auf Versorgung
nach beamtenrechtlichen Grundsatzen beschaftigen.

(2) Von der Mitgliedschaft kénnen auf Antrag Gemeinden, Gemeindeverbande, Amter und kommunale
Zweckverbande ausgenommen werden, die die Versorgung ihrer Bediensteten anderweitig sicherge-
stellt haben. Uber den Antrag entscheidet das Innenministerium.



§4
Die Organe der Versorgungsausgleichskasse sind
1. der Vorstand
2. der Vorsitzende.
Die Aufgaben der Organe werden durch die Satzung bestimmt, die durch das Innenministerium zu
genehmigen und im Amtsblatt fir Schleswig-Holstein zu veroffentlichen ist.
§5
Die Schlielung und Aufldsung der Versorgungsausgleichskasse kann nur durch Gesetz erfolgen, das auch

Uber die Verwendung der nach Erfullung samtlicher Verbindlichkeiten der Kasse verbleibenden
Vermogenswerte Bestimmung zu treffen hat.

§6 9

*) Ubergangsvorschrift

§7

Die Aufsicht Uber die Versorgungsausgleichskasse flhrt das Innenministerium.

§8

Das Innenministerium wird ermachtigt, die zur Ausflihrung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen
zu erlassen.

§9

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkiindung in Kraft.

Kiel, den 22.03.2012



	Satzung
	der
	Versorgungsausgleichskasse
	der Kommunalverbände
	in Schleswig-Holstein
	- Körperschaft des öffentlichen Rechts -
	Stand: 30. November 2021
	Satzung
	der
	Versorgungsausgleichskasse
	der Kommunalverbände
	in Schleswig-Holstein
	Abschnitt I
	Der Geschäftsbereich der VAK umfasst das Land Schleswig-Holstein.
	Abschnitt II
	Abschnitt III
	Abschnitt IV
	Abschnitt V
	Abschnitt VI
	Abschnitt VII
	Abschnitt VIII
	Abschnitt IX

